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Auf die lange Tradition des Inter-
nationalen Frauentages wollen wir
hier gar nicht eingehen – oder soll-
ten wir nicht doch noch mal 100
Jahre Frauentag hervorheben?

Am 19. März 1911 gingen in Deutsch-
land, Dänemark, in der Schweiz und
Österreich mehr als 1 Million Frauen auf
die Straße, um für ihre Rechte zu kämp-
fen, hier ging es in erster Linie um das ak-
tive Wahlrecht für Frauen.

Bereits am 27. August 1910 beschloss
die II. Internationale Frauenkonferenz
auf Initiative von Clara Zetkin, jährlich
einen Internationalen Frauentag auszu-
rufen.

1921 wurde zu Ehren der Rolle der
Frau in der russischen Novemberrevolu-
tion der 8. März als Internationaler Frau-
entag eingeführt. Das beschlossen auf
Antrag der bulgarischen Delegation die
Anwesenden der Zweiten Internationa-
len Konferenz der kommunistischen
Frauen.

Das Wahlrecht haben wir. Seit über 60
Jahren auch einen Gleichstellungsartikel
im Grundgesetz und seit über 50 Jahren
ein Gleichstellungsgesetz.

„Männer und Frauen sind gleichbe-
rechtigt“, steht seit dieser Zeit im Grund-
gesetz.

Dort steht auch, dass der Staat die
Gleichberechtigung von Frauen und
Männern tatsächlich fördert und auf be-
stehende Nachteile hinwirkt.

Wem nützt geschriebene Gleichbe-
rechtigung, wenn wir sie nicht leben?
Wem nützt geschriebene Förderung von
Frauen zur Beseitigung der Nachteile,
wenn sie nicht umgesetzt wird?

Seit 100 Jahren kämpfen Frauen um
Gleichwertigkeit und immer noch verdie-
nen Frauen in Deutschland ca. 23 Prozent
weniger als ihre männlichen Kollegen.
Davon ist auch der öffentliche Dienst
nicht ausgenommen.

Ausbildung ist auch hier noch nicht
gleich Ausbildung!

Warum ist nur für Frauen Familie und
Beruf in Einklang zu bringen? Frauen
wollen einen beruflichen Aufstieg wie die
Männer!

Warum ist Erziehung immer in der
Verantwortung der Frauen? Kinder
brauchen auch die Väter.

Warum betreuen mehr Frauen hilfsbe-
dürftige Familienmitglieder, wobei es
sich hier auch um Männer handelt, wo
doch die Söhne so stark sind? Sicher hat
sich in Deutschland in den letzten Jahren
viel getan. Aber immer noch sind es in
der Mehrzahl die Frauen, die in unsiche-
ren Beschäftigungsverhältnissen mit den
niedrigsten Löhnen abgespeist werden.
Da bilden wir im Polizeibereich keine
Ausnahme. Auch bei uns liegt die Frau-
enquote in den unteren Vergütungs- und
Besoldungsgruppen entschieden höher
als in den oberen Besoldungsgruppen.
Die Führungspositionen sind fast aus-
schließlich mit Männern besetzt.

ZITAT
Emanzipation ist, wenn Frauen

Fehler haben, Fehler machen – und
trotzdem weiter vorkommen. Wenn
weibliches Versagen nicht zwangsläu-
fig weibliche Gründe kennt.

(Tagesspiegel, 8. März 2010)

Geschlechtsspezifische Förderung, sie
muss nur gelebt werden. Was nützt da ein
Ziele- und Maßnahmenkatalog im Poli-
zeibereich als Ergebnis aus dem Frauen-
förderplan, wenn die Erarbeitung von
Maßnahmen nur als lästige Arbeit abge-
tan wird und wahre Förderung von Frau-
en kaum im Ansatz erkennen lässt?

Überall wird von Personalentwick-
lungskonzepten gesprochen. Wie findet
die Frauenspezifik dort ihren Nieder-
schlag?

Frau sollte von ihrer Arbeit leben kön-
nen und so viel verdienen, dass es für die
Rente reicht.

Es ist noch weit bis zur Gleichberechti-
gung der Frau, wir werden (uns) noch viel
bewegen.

Wir begehen den 8. März zum 100.
Mal, wir werden ihn feiern, aber wir wer-
den auch gedenken und vor allem werden
wir weiterkämpfen für unsere Rechte.

Der Vorstand der Frauengruppe
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20110301

SCHLAGLICHTER*
Mittwoch, 2. Februar 2011
Bundesvorsitzender besucht Sach-

sen-Anhalt
Magdeburg. Am 28. Januar 2011

trafen sich der Bundesvorsitzende der
Gewerkschaft der Polizei, Koll. Bern-
hard Witthaut, und der Innenminister
des Landes Sachsen-Anhalt, Holger
Hövelmann. An dem Treffen nahm
der Landesvorsitzende der GdP Sach-
sen-Anhalt, Koll. Uwe Petermann, teil.

Sonntag, 30. Januar 2011
Die neue Ausgabe ist online –

„Deutsche Polizei“ Landesteil Sach-
sen-Anhalt

Aschersleben. Nachdem die Febru-
ar-Ausgabe der „Deutschen Polizei“
heute in den Briefkästen lag, ist die
Online-Ausgabe unseres Landesteils
jetzt für jeden verfügbar.

Freitag, 28. Januar 2011
Bereitschaftszeit = Dienstzeit!
Magdeburg. Endlich, nach jahre-

langen Diskussionen und stetigem
Druck der GdP erfahren unsere Kolle-
ginnen und Kollegen mal wieder ein
deutliches Zeichen der Wertschät-
zung.

Freitag, 28. Januar 2011
Wir setzen uns für euch ein – Schrei-

ben an den Innenminister
Magdeburg. Nach dem Urteil des

Oberverwaltungsgerichtes Lüneburg
vom 25. Januar 2011 muss die Einsatz-
planung mehrtägiger Einsätze neu be-
wertet werden. Wir, die GdP Sachsen-
Anhalt, haben uns mit diesem Brief an
den Innenminister gewandt.

Donnerstag, 27. Januar 2011
Landtagswahlen – Wahlprüfsteine
Magdeburg. Am 20. März 2011

wählen wir in Sachsen-Anhalt einen
neuen Landtag. Die GdP hat an die im
Bundestag bzw. im Landtag vertrete-
nen Parteien nachfolgende Fragen mit
der Bitte um Beantwortung gesandt.
Wir rechnen in Kürze mit den Ant-
worten und wollen deshalb die Fragen
vorab veröffentlichen.

Samstag, 15. Januar 2011
Meile der Demokratie 2011 – Kein

Platz für Rechts! – Wir sind vor Ort
Magdeburg. Auch in diesem Jahr

haben wir wieder Flagge gezeigt auf
der Meile der Demokratie. Um der
rechten Gewalt in der Innenstadt von

Ein Tag zum Feiern und
zum Gedenken

LANDESJOURNAL
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Auf der Klausurtagung der Jun-
gen Gruppe, welche am 27. Januar
im Landesbüro der GdP in Magde-
burg stattfand, wurden die Planun-
gen für die Neubelebung eben die-
ser weiter vorangetrieben.

So kommt es bereits am 8. März dieses
Jahres in den Räumen der Bereitschafts-
polizei zur Wahl potenzieller Kollegen
und Kolleginnen, die das Gesicht der
Jungen Gruppe bilden werden. Dazu
wurden bereits Mitte Januar alle GdP-
Mitglieder unter 30 Lebensjahren ange-
schrieben und über die bevorstehende
Wahl informiert. Diese werden, soweit
sie ihr Interesse an der Teilnahme bekun-
det haben, als Wähler eingeladen. Alle
Kurzentschlossene haben noch bis zum
3. März Zeit, sich per E-Mail für die Teil-
nahme an der Wahl einzutragen. Also
schickt einfach eine Mail an das Landes-
büro unter der Adresse lsa@gdp-on
line.de und ihr seid bei der Wahl dabei.

Der Verlauf der Wahlveranstaltung ist
wie folgt geplant. Nach einer kurzen Be-
grüßung und der Feststellung der Be-
schlussfähigkeit werden die Wahlkandi-
daten der Jungen Gruppe vorgestellt. In
der anschließenden Wahl wollen wir un-
seren Vorsitzenden der Jungen Gruppe
und seine Stellvertreter wählen. Nach-

dem der neue Vorstand erfolgreich er-
nannt wurde, wird dieser dann einen
Ausblick auf die bevorstehenden Aufga-
ben geben, ehe die Junge Gruppe und sei-
ne Wähler verabschiedet werden.

Ort und Zeit: 8. März 2011, 15.45 Uhr,
Speisesaal Bereitschaftspolizei, Alt Pres-
ter 5, 39114 Magdeburg

Rico Grunert
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20110302
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KONFERENZ DER JUNGEN GRUPPE

Magdeburg keinen Platz zu bieten,
fand dieses Jahr in Magdeburg die 3.
Meile der Demokratie statt.

Freitag, 14. Januar 2011
Spitzentreffen von Fußball und Po-

lizei: Feindbilder ins Abseits – Dialog
für Sicherheit im Fußball

Magdeburg/Berlin. „Feindbilder
ins Abseits“ – so war der gemeinsam
vom Deutschen Fußball-Bund (DFB),
dem Ligaverband und der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) organisierte
Kongress für mehr Sicherheit im Fuß-
ball überschrieben. Rund 300 Teilneh-
mer aus Verbänden, Vereinen, der Po-
lizei und Fangruppierungen waren der
Einladung nach Frankfurt am Main
gefolgt, um über gemeinsame Wege
und neue Ansätze in der Präventions-
und Fan-Arbeit zu diskutieren.

Montag, 10. Januar 2011
„Gewalt, nein Danke“ – GdP be-

zieht Stellung zu Urteilen nach Gewalt-
exzessen in Halle

Magdeburg. Die Gewerkschaft der
Polizei (GdP) nimmt die durch das
Amtsgericht Halle anlässlich der Ran-
dale beim Regionalligaspiel Halle-
scher FC – VFC Plauen vom Juni 2009
gesprochenen Urteile zur Kenntnis.

* Unter dieser Überschrift werden
kurze und prägnante Informationen
aus den letzten Wochen veröffentlicht.

Fortsetzung von Seite 1

FACHAUSSCHUSS VERWALTUNG

Was wird aus uns?
Die Mitglieder das Fachaus-

schusses Verwaltung beschäftigten
sich in ihren letzten Sitzungen mit
der Situation der Beschäftigten im
Verwaltungsbereich.

Besonders wichtig ist die Frage, wer
wird in Zukunft noch im Verwaltungsbe-
reich tätig sein und vor allem, welche
Aufgaben müssen dann bewältigt wer-
den. Die Planzahlen der Landesregie-
rung lauten 869 Verwaltungsstellen im
Jahr 2020, das heißt Abbau jeder zweiten
Stelle. Die kommende Landtagswahl
nahmen wir zum Anlass, die Parteien
zum Stellenabbau in der Polizeiverwal-
tung zu befragen:

1. Welche Bedeutung hat die Polizei-
verwaltung im Rahmen der Gesamtauf-
gabenwahrnahme in der Landespolizei?

2. Welche Überlegungen bestehen hin-
sichtlich der aktuellen und perspektivi-
schen Festsetzung der Personalstärke für
die Polizeiverwaltung? Welche Position
wird zum Personalabbau vertreten?

3. Wo sehen Sie Ansatzpunkte zum
Aufgabenverzicht/-verlagerung bei tat-
sächlicher Umsetzung des Personalab-
baus?

4. Welche Kernaufgaben sind aus Ihrer
Sicht für die Polizeiverwaltung unver-
zichtbar?

5. Welche Position nehmen Sie zur
weiteren Privatisierung von Aufgaben
der Polizeiverwaltung ein?

Über die Antworten der Parteien wer-
den wir berichten.

Vera Ruppricht
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20110303
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Die Fragen
Am 20. März 2011 wählen wir in

Sachsen-Anhalt einen neuen Land-
tag. Die GdP hat an die im Bundes-
tag bzw. im Landtag vertretenen
Parteien nachfolgende Fragen mit
der Bitte um Beantwortung ge-
sandt.

Welche Auffassung vertritt Ihre Par-
tei:

1. zum Personalabbaukonzept der
Landesregierung für die Polizei unter Be-
achtung des Polizeivollzuges UND der
-verwaltung?

2. zur gegenwärtigen Aufbauorganisa-
tion der Landespolizei und welche Ände-
rungen streben Sie möglicherweise an?

3. zur Verbesserung der Chancen, Ent-
wicklungsmöglichkeiten und Beförde-
rungen in der Polizei, besonders in der
Laufbahngruppe I?

4. über die zunehmende Gewalt gegen
Polizeibeamtinnen und -beamte und zur
Forderung der GdP, einen neuen eigen-
ständigen § 115 des Strafgesetzbuches
(tätlicher Angriff auf einen Vollstre-
ckungsbeamten), der über eine Neufas-
sung des bestehenden § 113 (Widerstand
gegen Vollstreckungsbeamte) hinaus-
geht, zu schaffen?

Zu folgenden Zitaten:
5. „Der Personalbedarf der Sicher-

heitsbehörden ist auf Grund objektiver
Kriterien zu ermitteln. Für die Polizei
kann der Personalbedarf nicht auf der
Grundlage der so genannten Polizeidich-
te berechnet werden.

Maßgeblich für die Bedarfsberech-
nung sind die tatsächlichen Belastungs-
faktoren.

Diese beinhalten die Einsatz- und Kri-
minalitätsbelastung, das Verkehrsunfall-
geschehen sowie unter Umständen regio-
nale Besonderheiten, zum Beispiel Au-
ßengrenzen, Transitstrecken, Flächen-
kriterien, Bevölkerungsdichte.“

6. „Im Bereich der polizeilichen Ge-
fahrenabwehr zeigt sich, dass die Arbeits-
belastungen ein Maß erreicht zu haben
scheinen, das durch Ressourcen inner-
halb der Dienststellen nicht mehr burn-
out-präventiv aufgefangen werden kann.
Auch werden unmittelbare Auswirkun-
gen von Belastungen auf das Wohlbefin-
den beobachtet.“

7. „Notwendig erscheint eine Ver-
schiebung der im mittleren Dienst ge-
führten Stellen zugunsten der des geho-
benen Dienstes.“

Anmerkung

Die Antworten mussten aus Platz-
gründen in einigen Fällen gekürzt wer-
den. Die kompletten Antworten stehen
auf unseren Internetseiten bereit. Die
Antworten spiegeln nicht die Meinung
der GdP wider, trotzdem haben wir wich-
tige Passagen markiert.

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20110304

CDU
2006: 36,2% der Stimmen
1. Die CDU steht für eine starke Poli-

zei. Vielfach wird deren Präsenz nicht
mehr als ausreichend empfunden. Hier
müssen dringend Maßnahmen zur Abhil-
fe geschaffen werden. Ein angemessener
Einstellungskorridor für die Polizei so-
wohl im Polizeivollzug als auch in der Po-
lizeiverwaltung ist daher unausweichlich.

2. In dieser Legislaturperiode ist in
Sachsen-Anhalt eine Polizeistrukturre-
form durchgeführt worden. Das Ergebnis
sind drei Polizeidirektionen für das Land.
In diesen Strukturen hat die Polizei bis-
her gute Arbeit geleistet. Derzeit werden
keine Änderungen angestrebt.

3. Der CDU liegt am Herzen, die Moti-
vation bei der Polizei zu steigern. Um das
zu erreichen, muss den Polizeibeamtin-
nen und -beamten die Möglichkeit gege-
ben werden, sich konsequent weiterzu-
entwickeln, um auch den stetig steigen-
den Anforderungen in ihrem Berufsle-
ben gerecht zu werden. Weiterbildungen
und -entwicklungen möchten wir geför-
dert wissen. Beförderungen sind, um die
Motivation zu erhalten und um den Be-
amtinnen und Beamten für ihre Pflichter-
füllung zu danken, ein wesentliches Ele-
ment. Pensionierungen im Eingangsamt
dieser Laufbahngruppe darf es zukünftig
nicht mehr geben.

4. Zunehmend werden Polizisten zu
Opfern gewaltsamer Übergriffe. Die Po-
litik muss dafür sorgen, dass in der Ge-
sellschaft die Achtung vor Polizeibeam-
tinnen und -beamten wieder den Stellen-
wert einnimmt, der im Hinblick auf die
wichtigen Aufgaben und die gefahrvolle
Tätigkeit dieser Beamten angemessen ist.
Wir unterstützen höhere Strafen für An-
griffe gegen Polizeibeamte und setzen
uns für entsprechende Gesetzesänderun-
gen ein.

5. Die CDU steht für innere Sicherheit.
Diese kann nur durch einen hinreichen-
den Personalkörper in der Polizei tat-
sächlich realisiert werden. Um dies zu er-
reichen, muss überprüft werden, welche

Anforderungen im Land an die Polizei-
beamtinnen und -beamten gestellt wer-
den. Hierbei muss berücksichtigt werden,
dass sämtliche Aufgaben von den Polizei-
beamtinnen und -beamten so verrichtet
werden können, dass diese keine über ein
erträgliches Maß hinausgehenden Ar-
beitszeiten und körperlichen Belastun-
gen hinnehmen müssen. Eine Aufgaben-
kritik als Grundlage für die Errechnung
des tatsächlichen Personalbedarfs ist un-
erlässlich.

6. Wie bei dem Statement zum Zitat 5
soll unser Ziel sein, die Polizeibeamtin-
nen und -beamten nicht in den gesund-
heitlichen Ruin aufgrund zu hoher Ar-
beitsbelastung zu führen. Daher ist es
wichtig, den Personalbestand so aufzu-
stocken, dass die Polizei ihre Arbeit im
Rahmen ihrer Arbeitszeiten ohne erheb-
liche Anhäufung von Überstunden ab-
leisten kann. Starke Arbeitsbelastungen
führen dazu, dass die Polizeibeamtinnen
und -beamten ihren Dienst auf lange
Sicht aufgrund gesundheitlicher Beein-
trächtigungen nicht leisten können. Dies
gilt es zu vermeiden.

7. Eine derartige Verschiebung würde
sicherlich der Motivation der Beamtinnen
und Beamten zugute kommen. Auf der
anderen Seite muss abgewogen werden,
inwieweit eine derartige Anhebung auf-
grund höherer Personalausgaben zu Las-
ten von Neueinstellungen gehen würde.

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20110305

DIE LINKE
2006: 24,1% der Stimmen
1. Wir teilen die Auffassung der Ge-

werkschaft der Polizei, dass es sich hier-
bei vorrangig um ein Konzept für den
Abbau von Personal handelt, anstatt mit
diesem Konzept für die Zukunft rich-
tungsweisende Möglichkeiten der Perso-
nalentwicklung aufzuzeigen.

Wir haben uns detailliert in unserem
Sachsen-Anhalt-Konzept 2011 „Der öf-
fentliche Dienst im Land braucht Zu-
kunft“ mit Fragen der Personalsituation
sowie Personalentwicklung des öffentli-
chen Dienstes in Sachsen-Anhalt ausei-
nandergesetzt und Perspektiven aufge-
zeigt – so auch hinsichtlich des Schwer-
punktbereiches Polizei.

2. Die jetzige Polizeistruktur, die damit
existierenden drei Polizeidirektionen
(PD Nord, PD Ost, PD Süd) bieten aus
Sicht der LINKEN die Möglichkeit, eine

LANDESJOURNALSachsen-Anhalt

LANDTAGSWAHL 2011 – UNSERE FRAGEN AN DIE PARTEIEN
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den Aufgaben angepasste räumliche
Gliederung der Polizeikräfte umzusetzen
sowie die Sicherheitsinteressen in diesen
Regionen auch wahrnehmen zu können.

Uns geht es um den Erhalt der Polizei-
reviere auf der Ebene der Landkreise so-
wie insbesondere um die Sicherung der
Revierkommissariate sowie Reviersta-
tionen. Letztere sind vor allem entschei-
dend für die polizeiliche Präsenz vor Ort.

3. Die Fraktion DIE LINKE spricht
sich nachdrücklich dafür aus, alle zur
Verfügung gestellten Beförderungsmit-
tel im jeweiligen Doppelhaushalt zeitnah
zu realisieren. Es ist völlig indiskutabel,
dass für die Jahre 2008/2009 insgesamt
nur etwas über 47% der im Haushalt zur
Verfügung gestellten Mittel von den Mi-
nisterien ausgeschöpft wurden.

4. DIE LINKE lehnt jedoch die Schaf-
fung eines neuen eigenständigen § 115
des StGB ab, da es auch mittels einer
Strafverschärfung kaum weniger an Ge-
walt gegenüber Polizistinnen und Polizis-
ten geben wird.

Forderung der LINKEN ist es letzt-
endlich, nach sorgfältiger Prüfung den
bereits vorhandenen Strafrahmen bei
Vorlage der entsprechenden gesetzlichen
Voraussetzungen in vollem Umfang aus-
zunutzen.

5. DIE LINKE teilt o. g. Zitat ... Die
Entwicklung des polizeilichen Aufgaben-
bestandes zeigt, dass die Bemessung des
für die Aufgabenbewältigung notwendi-
gen Personals besonders für die neuen
Flächenländer nicht – wie bisher aus-
schlaggebend – allein durch die Polizei-
dichte (Relation von Polizeikräften/Stel-
lenbestand zur Einwohnerzahl) be-
stimmt werden kann.

6. DIE LINKE fordert deshalb eine
bedarfsgerechte Personalausstattung bei
der Polizei, um eine angemessene flä-
chendeckende und effektive polizeiliche
Gefahrenabwehr und Kriminalitätsbe-
kämpfung sicherzustellen. Aufgrund der
personellen Gesamtsituation kann dies
vorrangig nur mit einer Erhöhung der po-
lizeilichen Ausbildungskapazität einher-
gehen

7. DIE LINKE teilt die Auffassung der
GdP, dass die Anforderungen an den Po-
lizeiberuf und deren Ausübung vor allem
in den letzten zehn Jahren stetig gestie-
gen sind. Deshalb ist DIE LINKE in Zu-
sammenarbeit mit der Polizeigewerk-
schaft bereit, über Stufenmodelle und
Maßnahmen zu diskutieren, um schritt-
weise die oben beschriebene Zielstellung
erreichen zu können.

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20110306

SPD
2006: 21,4% der Stimmen
1. Wir stehen zum Personalentwick-

lungskonzept der Landesregierung. Auf-
grund des Vergleichs zum Bundesdurch-
schnitt wird deutlich, dass der Polizeivoll-
zug in Sachsen-Anhalt immer noch über-
durchschnittlich mit Stellen ausgestattet
ist, so dass es keine Alternative zum Ab-
bau gibt. Unserer Meinung nach gehört
zu einer ausgewogenen Altersstruktur
auch die Sicherstellung einer regelmäßi-
gen Verjüngung der Polizei. Deshalb ha-
ben wir den Neueinstellungskorridor bei
der Polizei auf 180 erhöht, um auf über-
mäßige Altersabgänge rechtzeitig reagie-
ren zu können. Damit wird auch der lan-
desinternen Ausbildung durch gleich-
starke Ausbildungsjahrgänge Rechnung
getragen und für eine relativ homogene
Altersstruktur Vorsorge getroffen.

2. Mit der im Jahr 2008 auf den Weg
gebrachten Polizeistrukturreform (PSR)
wurde der organisatorische Aufbau der
Landespolizei auf die kommenden He-
rausforderungen neu ausgerichtet. Ne-
ben den Schwerpunkten der Bekämp-
fung der Kriminalität und ihrer Ursachen
vor Ort sowie einer weiteren Spezialisie-
rung von zentralen Einheiten konnten
insbesondere die Kompetenzen der Poli-
zeireviere gestärkt werden. Die PSR hat
zwischenzeitlich ihre Alltagstauglichkeit
unter Beweis gestellt. Die SPD strebt
demzufolge in der kommenden Legisla-
turperiode keine weiteren grundlegen-
den aufbauorganisatorischen Verände-
rungen in den Behörden der Landespoli-
zei an.

3. Der SPD Sachsen-Anhalt ist be-
wusst, dass die Tätigkeit von Polizeibe-
amtinnen und -beamten durch steigende
Anforderungen und durch eine Aufga-
benverdichtung gekennzeichnet ist. Neue
Erscheinungsformen der Kriminalität
wie Netz- und Datenkriminalität oder in-
ternationaler Terrorismus erhöhen zu-
dem die Komplexität von Polizeiarbeit.
Daher muss sich die Aus- und Fortbil-
dung stets an die neuen Herausforderun-
gen anpassen.

Die Haushaltssituation nicht verken-
nend, wird sich die SPD weiterhin dafür
einsetzen, dass ein angemessener Anteil
der Personalausgaben des Landes für Be-
förderungen, speziell im Polizeibereich,
verwandt wird.

4. Die SPD setzt sich seit geraumer
Zeit für eine Verschärfung der strafrecht-
lichen Sanktionen beim Straftatbestand
des Widerstandes gegen Vollstreckungs-

beamte ein. Neben einer Straferhöhung
von zwei auf drei Jahren Freiheitsstrafe
für den so genannten „einfachen Wider-
stand“ fordert die SPD, auch Feuerwehr-
leute und Kräfte der Rettungsdienste in
den Schutzbereich der Vorschrift des
§ 113 StGB einzubeziehen.

5. Die SPD stimmt dem Inhalt des Zi-
tates zu. Zur Ermittlung eines objektiven
Personalbedarfs im Polizeivollzug for-
dern wir zu prüfen, „ob die bisher nur auf
die Einwohner berechnete Polizeidichte
abweichend durch andere Belastungspa-
rameter, z. B. Kriminalitäts- und Ver-
kehrsunfallbelastung, ergänzt werden
kann“. In Auswertung dieser Prüfung
wird zu entscheiden sein, auf welcher
Grundlage die in Sachsen-Anhalt not-
wendige Polizeidichte künftig zu berech-
nen ist.

6. Die bundesweit erkennbare Steige-
rung der dienstlichen Belastung von Poli-
zeibeamtinnen und -beamten kann sich
unstreitig negativ auf den Erhalt der Ar-
beitsfähigkeit und der Gesundheit aus-
wirken. In der Fortentwicklung des Ge-
sundheitsmanagements, vor allem durch
Aufrechterhaltung der „Beratungsteams
Gesundheitsmanagement in der Polizei
Sachsen-Anhalt“, sehen wir Möglichkei-
ten zur Verbesserung der derzeitigen Si-
tuation.

7. Die SPD stimmt dieser, aus dem Ko-
alitionsvertrag der Fünften Wahlperiode
des Landtages stammenden Aussage
zweifelsohne zu und wird sich weiterhin
für eine derartige Entwicklung einsetzen.
Neben dem o. a. Einstellungskorridor
fordert die SPD, dass der Anteil der Stel-
len in der Laufbahngruppe II durch ge-
zielte Qualifizierung und durch den er-
leichterten Aufstieg für ältere Beamtin-
nen und Beamte erhöht wird.

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20110307

FDP
2006: 6,7% der Stimmen
1. Insbesondere das Problem, dass in

den kommenden Jahren viele Polizeibe-
amte mit Führungsfunktionen in den
wohlverdienten Ruhestand gehen, Sach-
verstand in Größenordnungen verloren
gehen wird, der kaum zu kompensieren
ist, stellt eine Gefahr für die Aufrechter-
haltung der Sicherheit auf hohem quali-
tativen Niveau dar.

Die FDP setzt sich für eine sofortige
und deutliche Ausweitung des Neuein-
stellungskorridors ein. Nur so kann den
heute schon feststehenden Altersabgän-
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gen entgegengewirkt werden. Dieser
Grundsatz gilt sowohl für den Polizeivoll-
zug wie auch für die Polizeiverwaltung.

2. Kurzfristig sollte der Aufbau der
Landespolizei erst einmal nicht verän-
dert werden, da im Nachgang der Polizei-
strukturreform zu erkennen war, wie
stark sich durchgreifende Strukturände-
rungen für einen sehr langen Zeitraum
negativ auf die Arbeitsabläufe bei der
Polizei auswirken.

Mittelfristig wird man überprüfen
müssen, ob wirklich an den sehr unter-
schiedlich großen Polizeidirektionen im
jetzigen Zuschnitt festgehalten werden
soll. Viel wichtiger erscheint der FDP
aber die Frage der Präsenz in der Fläche.

3. Die FDP tritt für eine kontinuierli-
che Durchführung von Beförderungen
ein. Insbesondere in der Laufbahngruppe
I müssen sich auch künftig Entwicklungs-
möglichkeiten für unsere Polizeibeamten
bieten, wobei Beförderungen auch wei-
terhin im Rahmen der gesetzlichen Mög-
lichkeiten, also insbesondere unter Be-
achtung des Grundsatzes der Bestenaus-
lese, durchzuführen sind.

4. Die FDP setzt sich für einen besse-
ren Schutz von Polizeibeamten gegen ge-
walttätige Angriffe im Dienst ein. Zu-
nächst setzt sich die FDP Sachsen-Anhalt
dafür ein, dass Gewalt gegen Polizeibe-
amte besser erfasst wird.

Darüber hinaus stehen wir aber auch
einer Änderung der rechtlichen Regelun-
gen im Strafrecht positiv gegenüber. Die
Schaffung eines neuen § 115 StGB geht
uns Liberalen aber zu weit. Wir sind der
Auffassung, dass innerhalb der bestehen-
den Regelungen des § 113 StGB Anpas-
sungen vorgenommen werden sollten.

5. Die FDP setzt sich seit Jahren für
ein polizeispezifisches Personalentwick-
lungskonzept ein. Wir sind der Auffas-
sung, dass die zukünftige Personalstärke
der Landespolizei anhand von objektiven
Gegebenheiten, etwa dem hohen Ver-
kehrsunfallaufkommen, der Kriminali-
tätsbelastung und sonstigen Besonder-
heiten in Sachsen-Anhalt und nicht allein
im Rahmen eines Benchmark-Vergleichs
mit anderen so genannten Flächenlän-
dern bestimmt werden sollte. Folglich
können wir dem von Ihnen genannten Zi-
tat voll zustimmen.

6. Die FDP kritisiert seit Jahren, dass
aufgrund der angespannten Personalsi-
tuation Überstunden in einem riesigen
Ausmaß aufgehäuft und dann auch nicht
zeitnah durch Freizeitausgleich abgebaut
werden können. Durch den sinkenden
Personalbestand und die steigende
Krankheitsquote steigt der Druck auf das
Personal in der Landespolizei.

Die Dauerbelastung der Polizisten in
Sachsen-Anhalt wirkt sich auch auf die
gesundheitliche Situation aus. Wir sind
der Auffassung, dass die gesundheitliche
Situation in der Landespolizei – insbe-
sondere im Hinblick auf Langzeiterkran-
kungen – weiter im Rahmen eines Ge-
sundheitsberichts erfasst werden sollte.

7. Die FDP sieht Tendenzen hin zur
Schaffung einer zweigeteilten Laufbahn
kritisch.

Wir sind der Auffassung, dass auch
weiterhin im Rahmen der Polizeiarbeit
eine Vielzahl von Aufgaben wahrzuneh-
men ist und deshalb differenzierte Lauf-
bahnen notwendig sind. Für uns Liberale
steht stattdessen im Vordergrund, dass
im Rahmen der neuen Laufbahngruppen
flexible Aufstiegsmöglichkeiten geschaf-
fen werden.

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20110308

BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

2006: 3,6% der Stimmen
1. Wir unterstützen den Kurs der Lan-

desregierung, in den kommenden Jahren
einen Einstellungskorridor von mindes-
tens 180 Neueinstellungen (+ 9 Stellen in
der Polizeiverwaltung) pro Jahr zu er-
möglichen. Das Verhältnis von 120
(Laufbahngruppe 2) zu 60 (Laufbahn-
gruppe 1) ist sinnvoll gewählt. Sachsen-
Anhalt braucht mehr junge und gut aus-
gebildete PolizistInnen. Darüber hinaus-
gehende Neueinstellungen wären wün-
schenswert, haben aber entsprechende
Arbeitszeitreduzierungen bei den derzei-
tigen Beschäftigten zur Voraussetzung.

2. Wir wollen die in den vergangenen
Jahren vorgenommenen Zentralisierun-
gen auf ihre Effektivität überprüfen. Wo
diese sich bewährt haben, wollen wir sie
beibehalten. Wo sie die Zielstellungen
verfehlen, werden wir nachsteuern. Un-
ser Ziel ist es, möglichst viele PolizistIn-
nen für den konkreten Streifendienst zur
Verfügung zu haben – auch um das sub-
jektive Sicherheitsgefühl der Bürgerin-
nen und Bürger zu stärken.

3. Wir haben ein Interesse an motivier-
ten PolizeibeamtInnen. Persönliche Auf-
stiegschancen in der Organisation sind
für die Motivation wichtig. Wir wollen
deshalb sicherstellen, dass Aufstiegs-
chancen und Beförderungsmöglichkei-
ten in ausreichender Zahl zur Verfügung
stehen, um qualifizierten BeamtInnen
neue Betätigungsfelder zu bieten. Beför-

derungsmöglichkeiten müssen sich dabei
am Bedarf der Landespolizei und den
persönlichen Qualifikationen der Bewer-
berInnen messen lassen – und nicht zu-
erst unter haushälterischen Gesichts-
punkten betrachtet werden.

4. Wir verurteilen jede Gewalt gegen
PolizeibeamtInnen.

Um der Gewalt entgegenzutreten, ist
effektive Aufklärungsarbeit und schnelle
Verurteilung notwendig. Eine Verschär-
fung der in Rede stehenden Straftatbe-
stände über das heutige Strafmaß hinaus
hilft dagegen nicht weiter. Selbiges gilt
für die Schaffung neuer Straftatbestände.
Wir brauchen weder zum Schutz von
Polizisten noch für andere Berufsgrup-
pen ein Sonderstrafrecht. Die bisherigen
Strafrahmen sind ausreichend, denn an-
ders als häufig suggeriert greifen bei ei-
nem Angriff auf Polizeibeamte auch heu-
te schon die zusätzlichen Strafandrohun-
gen zur (versuchten) (ggf. gefährlichen)
Körperverletzung.

Statt Symbolpolitik mit dem Strafmaß
zu betreiben, wollen wir die Ursachen
von Gewalt gegen Polizeibeamte besser
erforschen, um sie effektiv bekämpfen zu
können.

5. Wir stehen für eine effiziente Ver-
wendung von Haushaltsmitteln. Selbst-
verständlich müssen in eine differenzier-
te Bedarfsberechnung auch die Einsatz-
und Kriminalitätsbelastung, das Ver-
kehrsunfallgeschehen sowie unter Um-
ständen regionale Besonderheiten einge-
hen. Dennoch bleibt auch die sog. Poli-
zeidichte ein wichtiger Faktor, um festzu-
stellen, wie viele PolizistInnen im Land
benötigt werden.

6. Wir wollen die Belastungen für die
PolizeibeamtInnen so gestalten, dass es
nicht zu strukturellen Burn-out-Gefah-
ren für die BeamtInnen kommt. Dort, wo
heute Überlastungssituationen bestehen,
muss gegengesteuert werden. Wir wollen
in den bestehenden Strukturen Stabilität
und damit mehr Zeit für die eigentliche
Polizeiarbeit gewährleisten. Unser An-
satz will die Qualität der Polizei weiter
verbessern. Sachsen-Anhalts Polizei soll
sich noch weiter in Richtung einer Bür-
gerpolizei entwickeln.

7. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN un-
terstützen diese Position. Wir wollen zu-
dem geeigneten BeamtInnen aus der
Laufbahngruppe 1 die Möglichkeit bie-
ten, sich für eine weitere Verwendung in
der Laufbahngruppe 2 zu qualifizieren.

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20110309

LANDESJOURNALSachsen-Anhalt

LANDTAGSWAHL 2011 – UNSERE FRAGEN AN DIE PARTEIEN



6 3 - 2011 Deutsche Polizei

LANDESJOURNAL Sachsen-Anhalt

INFO DREI

... in Sachsen

Wie jedes Jahr seit 1953 werden die In-
nenminister spätestens ab dem Monat Mai
die PKS vorstellen. Der sächsische Innen-
minister wird wieder feststellen, dass die
Kriminalität zurückgegangen ist und so-
mit der Stellenabbau und die Organisati-
onsänderungen der Polizei völlig richtig
sind, und damit der Innenpolitik Recht ge-
ben. Dabei verkennt er vollkommen, dass
die PKS eine sehr begrenzte Aussagekraft
besitzt und kaum Anhaltspunkte für die
tatsächliche Kriminalität im Erfassungs-
bereich bietet. Als Mittel zum Täuschen
der Bevölkerung wird sie jedoch immer
wieder missbraucht. Innenminister und
Politiker vergessen absichtlich bei der
PKS deutlich zu machen, dass hier nur das
Hellfeld der Kriminalität betrachtet wer-
den kann und somit nur ein Teil der Krimi-
nalität erfasst wird. Wesentlich hängt die
PKS vom Anzeigeverhalten der Bevölke-
rung ab. Wir wissen, dass ein großer Teil
der Kriminalität gar nicht zur Anzeige ge-
bracht wird. Hierfür gibt es unterschiedli-
che Gründe. In den Grenzregionen zählt
sicherlich auch die Resignation der Bevöl-
kerung schon dazu. Deutlich wird das in
Meinungsäußerungen immer wieder. Ein
weiterer Rückgang der statistisch erfass-
ten Kriminalität ist in allen Komplexen
der Kontrollkriminalität festzustellen. Mit
einer personell immer weiter reduzierten
Polizei wird im Bereich der Kontrollkrimi-
nalität weiterhin zu verzeichnen sein, dass
eine Feststellung und die anschließende
Verfolgung derartiger Straftaten nicht er-
folgen kann und somit die statistischen
Zahlen nichts über die tatsächliche Situa-
tion in diesen Deliktfeldern aussagen kön-
nen. Das betrifft sowohl die Wirtschafts-
als auch die meisten Felder der organisier-
ten Kriminalität. Am Beispiel der BtM-
Kriminalität wird das immer am besten er-
klärbar sein. Wenn keine Polizisten zur
Verfügung stehen, um Rauschgifthandel
festzustellen, wird die Anzahl derartiger
Delikte immer weiter sinken. Ob die BtM-
Kriminalität tatsächlich zurückgeht, darf
jeder für sich selbst werten. Wir werden
weiterhin der Bevölkerung die Wahrheit
über die PKS vermitteln, um der Politik
dieses Täuschungsmanöver zu vermiesen.

Matthias Kubitz

... in Sachsen-Anhalt

Seit 57 Jahren gibt es nun einen bundes-
einheitlichen Standart für eine ganz spe-
zielle Statistik. „Die Polizeiliche Kriminal-
statistik (PKS) ermöglicht das Kriminali-
tätsaufkommen bundesweit zu verglei-
chen. Die PKS ist eine Zusammenstellung
aller der Polizei bekannt gewordenen
strafrechtlichen Sachverhalte unter Be-
schränkung auf ihre erfassbaren wesentli-
chen Inhalte. Sie soll damit im Interesse ei-
ner wirksamen Kriminalitätsbekämpfung
zu einem überschaubaren und möglichst
verzerrungsfreien Bild der angezeigten
Kriminalität führen.“ Damit das auch
klappt, gibt es Richtlinien für die Führung
der PKS. Aufgrund ständiger Neuerungen
und Anpassung an die Deliktsfelder wird
auch diese Richtlinie ständig überarbeitet
und liegt in der Fassung vom 1. 1. 2011 vor.
Hier gibt es auch schon die ersten Unter-
schiede zu den anderen Bundesländern, da
speziell auf das im Land Sachsen-Anhalt
verwendete System „IVOPOL“ eingegan-
gen wird. Nun zu einem Problem: Staats-
schutzdelikte werden in der PKS nicht er-
fasst. So gab es Ende 2007 erhebliche Pro-
bleme mit der Erfassung der politisch mo-
tivierten Kriminalität. Delikte der allge-
meinen Kriminalität, die dem Definitions-
system politisch motivierte Kriminalität
zuzuordnen sind, sind jedoch auch in der
allgemeinen polizeilichen Kriminalstatis-
tik zu erfassen. So waren die Fälle mit
rechtsextremistischem Hintergrund um 55
Prozent zurückgegangen. Es gab einen
Streit über die Erfassung. Weiteres Pro-
blem ist, dass es eine Statistik für das Hell-
feld ist. Das Dunkelfeld wird komplett aus-
geblendet und lässt an der Aussagekraft
der Statistik zweifeln, wenn wir uns nur die
Aufklärungsquote ansehen. Die PKS un-
terscheidet bei den Tatverdächtigen zwi-
schen Deutschen und Nichtdeutschen.
Nichtdeutsche Tatverdächtige sind für die
Statistik Personen, die nicht die deutsche
Staatsangehörigkeit besitzen. Durch diese
Festlegung werden in Personen mit Migra-
tionshintergrund, die die deutsche Staats-
angehörigkeit besitzen, als Deutsche er-
fasst. Hier wäre eine Aussage über die In-
tegration und Straffälligkeit von Personen
mit Migrationshintergrund schon recht in-
teressant. Jens Isensee

... in Thüringen

Die Grundlage für die Erfassung der po-
lizeilichen Kriminalstatistik wird in Thü-
ringen in den einzelnen Kriminalpolizei-
inspektionen als Serviceleistung für die je-
weilige Polizeidirektion gepflegt. Mit den
Daten des Landeskriminalamtes ist damit
der Thüringer Innenminister regelmäßig
in der Lage, ein Bild über das Leistungs-
verhalten der Thüringer Landespolizei zu
zeichnen, was natürlich nicht der wahren
Leistung unserer Kolleginnen und Kolle-
gen entspricht. Spannend ist die Feststel-
lung, dass Politik regelmäßig in Jubel aus-
bricht, wenn der Gradmesser der Aufklä-
rung bei ca. 70% liegt. Es erweckt durch-
ausdenEindruck,etwasBesonderesgeleis-
tet zu haben. Die Frage nach den verblei-
benden ca. 30% unaufgeklärter Fälle wird
gar nicht erst gestellt und wenn ja, dann
kaum wahrnehmbar.

Dass hier das Anzeigeverhalten der
Bürger eine wesentliche Rolle spielt, ist ein
Argument – aber eben nicht das wesentli-
che. Anzeigeverhalten (Hellfeldkriminali-
tät) – damit Kontakt zur Polizei – wird dort
besser, wo der Bürger kurze Wege zu sei-
ner Polizei hat und zwar unabhängig von
der Tageszeit.

Wir sind zwar Stolz auf unseren Platz 1
auf Bundesebene. Trotzdem sind wir ver-
ärgert darüber, was wir alles nicht mehr
feststellen können, da aus personellen
Zwängen kaum noch Kontrollen stattfin-
den. Fahndungsarbeit wird dabei mehr
und mehr aus dem Dienstzweig Kriminal-
polizei ausgegliedert.

Weil eben immer weniger Personal zur
Verfügung steht, stehen die hier in Thürin-
gen erfassten Fälle in keinem Verhältnis
zum tatsächlichen Leben in unserem Bun-
desland. Statt dessen wird mit einer geän-
derten Bekleidungsvorschrift in der Polizei
die Grundlage dafür gelegt, dass nun alle
Dienstkräfte, außer Kriminalpolizei, also
auch der Ermittlungsdienst in den Polizei-
inspektionen zum Tragen der Uniform
grundsätzlich verpflichtet sind, um der Be-
völkerung ein Mehr an Polizei vorzuspie-
geln. Das operativ taktische Element des
Zivildienstes bei der Bekämpfung der
Straßenkriminalität kommt dabei zuneh-
mend weniger zum Einsatz.

Rainer Kräuter

Polizeiliche Kriminalstatistik
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Zum Beitrag: Chance vertan oder
„Der verschossene Elfmeter“
(Deutsche Polizei 1/2011 S. 18)

10. 1. 2011, 23.55 Uhr
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu

später Stunde habe ich eure Stellungnah-
me zum Urteil des Amtsgerichts Halle
zur Kenntnis genommen. Ich stehe hinter
den KollegInnen, die unter schwersten
Bedingungen dafür sorgen, dass die Si-
cherheit und Ordnung allen Bürgern ga-
rantiert wird.

Ich bin ja nun schon zehn Jahre in Pen-
sion, aber ich verfolge alle Berichte in
Presse, Funk und Fernsehen und fühle
oft, mit welchem Gewaltpotenzial meine
Kolleginnen und Kollegen buchstäblich
zu kämpfen haben. Bedauerlicherweise
stehen die Gerichte nicht hinter den Ord-
nungshütern und ermuntern die Randa-
lierer, ihr Potenzial von Veranstaltung zu
Veranstaltung zu präzisieren.

Wer mit Gewalt gegen die öffentliche
Ordnung vorgeht, sprich mit Gegenstän-
den auf Polizisten einschlägt, hat es nicht
verdient und jede Chance verloren, mit
eine milden Bestrafung zu rechnen und
wenn die Sozialprognose noch so positiv
erscheint. Den optimalen Rechtsschutz
erhalten die, die als Verursacher der Kra-
walle in Erscheinung treten, und wer
schützt unsere Kollegen?

Über härtere Strafen lässt sich streiten,
wenn doch wenigsten das vorhandene
Strafmaß bei solchen Straftaten voll aus-
geschöpft würde. Ich stelle mir bei sol-
chen Einsätzen wie Fußball, Castor usw.
immer wieder die Frage: „Was nützt ein
höheres Strafmaß, wenn die vorhande-
nen Möglichkeiten nicht einmal ausge-
nutzt werden?“ Ich wünsche mir für alle
Kolleginnen und Kollegen, dass sie im-
mer gesund und unversehrt von den Ein-
sätzen zu ihren Familien zurückkehren.
Deshalb allen ein gesundes neues Jahr
2011. F.S.

11. 1. 2011, 6.18 Uhr
Es ist schon sehr haarsträubend, was

über die Urteile von Halle berichtet wird.
Da muss man sich ernsthaft fragen, wa-
rum irgendwelche Kommissionen über
dieses Thema sich ihre kostbare Zeit um
die Ohren schlagen, wenn im Endeffekt
nur Sprechblasen herauskommen.

Es müsste mal ein Richter ein Brett
vorm Kopf bekommen, der arme Täter.

H.W.

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20110310

Am 28. Januar trafen sich der
Bundesvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei, Koll. Bernhard
Witthaut, und der Innenminister
des Landes Sachsen-Anhalt, Holger
Hövelmann.

An dem Treffen nahm der Landesvor-
sitzende der GdP Sachsen-Anhalt, Koll.
Uwe Petermann, teil. Während des ein-
stündigen Gespräches wurden verschie-
dene Fragen der Innenpolitik, besonders
der Einsatzbelastung in den nächsten
Wochen besprochen. Im Februar wird es
zu einer außergewöhnlichen Häufung
von Einsätzen kommen. Die Einsätze in
Dresden an zwei Wochenenden hinter-
einander und der dazwischen liegende
Castor-Einsatz wird die Polizei der Län-
der und des Bundes über das normale
Maß hinaus fordern. Die Gesprächspart-

ner waren sich einig, dass hier politisch
reagiert werden muss.

Natürlich wurde auch die Situation der
Landespolizei in Sachsen-Anhalt bespro-
chen. Insbesondere der Stellenabbau und
der Umgang mit der Laufbahngruppe 1
(mittlerer Dienst). In vielen Bundeslän-
dern steht eine deutliche Erhöhung des
Anteils der Laufbahngruppe 2 in der Sta-
tistik bzw. wurde der ehemalige mittlere
Dienst in der Polizei abgeschafft. Unter
dem Verweis auf die Polizei in Rhein-
land-Pfalz wurden hier durch die GdP-
Vertreter Lösungsmöglichkeiten einge-
fordert. Minister Holger Hövelmann und
Landesvorsitzender Uwe Petermann ver-
ständigten sich darauf, kurzfristig dieses
Problem mit dem Finanzminister zu be-
sprechen.

Uwe Petermann
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20110311

LANDESJOURNALSachsen-Anhalt

BESUCH DES BUNDESVORSITZENDENLESERREAKTIONEN

Magdeburg am
28. Januar 2011.
Der GdP-Landesvor-
sitzende Uwe Peter-
mann, Sachsen-An-
halts Innenminister
Holger Hövelmann
und der GdP-Bun-
desvorsitzende
Bernhard Witthaut.

Seniorengruppe PD Ost
Bereich Dessau-Roßlau
Veranstaltungstermine
am 1. 4. 2011 und am 1. 7. 2011 jeweils

um 17.00 Uhr in der „Sportlerklause
Kunze“ in Dessau-Roßlau, Kreuzbergstr.
179

Bereich Wittenberg
Veranstaltungstermine
am 15. 3. 2011 von 15.45 Uhr bis 18.00

Uhr Bowling in Wittenberg, Lutherstra-
ße 4 (Bachstraße), und am 10. 5. 2011 um
14.45 Uhr Dampferfahrt, Treffpunkt
Wittenberg, Anleger Rheinstraße

An allen Veranstaltungen können die
Ehepartner teilnehmen. Bitte meldet
eure Teilnahme bis zehn Tage vor dem
Termin an Peter Lembke. Tel. 0 34 91/
40 37 41 oder GdP-Phone 0 15 20/
8 85 76 29

Bereich Bitterfeld
Veranstaltungstermine
am 23. 3. 2011 und am 29. 6. 2011 um

15.00 Uhr in der Gaststätte „Am Rodel-
berg“ in Wolfen

Bereich Wolfen
Veranstaltungstermine
am 3. 4. 2011 und am 7. 6. 2011 von

14.00 bis 16.30 Uhr auf der Bundeskegel-
bahn in Sandersdorf

Seniorengruppe PD Nord
Kreisgruppe PD Haus
Versammlungstermine
am 21. 3. 2011 und am 18. 4. 2011 je-

weils um 14.00 Uhr im Alten- und Ser-
vicecenter Sudenburg der Volkssolidari-
tät, Halberstädter Straße 115. Straßen-
bahn Linie 1 und 10 bis Eiskeller Platz.

Bereich
Aschersleben-Staßfurt
Versammlungstermine
am 11. 4. 2011 und am 6. 6. 2011 jeweils

um 15.00 im Hotel „Stadt Aschersleben“
in der Herrenbreite 17 in 06449 Aschers-
leben statt. Die Landesredaktion

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/S-Termine

SENIOREN-TERMINE
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zum 30. Geburtstag

Mathias Frindt 5. 3.
Ellen Gorgas 15. 3.
Norman Beiersdorf 24. 3.

zum 40. Geburtstag

Angela Bauske 4. 3.
Holger Mathiebe 4. 3.
Simone Pohland 5. 3.
Petra Paulick 12. 3.
Lars Hirschmann 14. 3.
Matthias Pietsch 28. 3.
Jeanette Brücke 31. 3.

zum 50. Geburtstag

Peter Schlegel 1. 3.
Uwe Raugust 2. 3.
Michael Scheffler 2. 3.
Heike Sack 3. 3.
Ralf Wolfram 4. 3.
Michael Grundei 6. 3.
Günter Linke 6. 3.
Jens-Uwe Hoffmann 12. 3.
Lutz Halle 16. 3.
Detlef Meyer 18. 3.
Michael Rieck 18. 3.
Detlef Schneeweiss 18. 3.
Peter Reisse 24. 3.
Walter Landskron 25. 3.
Harry Pohl 25. 3.
Jürgen Wolf 30. 3.

zum 60. Geburtstag

Dietmar Schäfer 1. 3.
Herbert Jost 3. 3.
Harald Kreis 5. 3.
Klaus Tecklenburg 7. 3.
Ulrich Jordan 9. 3.
Gerd Albrecht 11. 3.
Martin Machemehl 14. 3.
Klaus Berg 16. 3.
Harry Fischer 16. 3.
Margitta Eckardt 18. 3.
Frank Schellenberger 20. 3.
Lothar Hoffmann 25. 3.
Wolfgang Jentsch 26. 3.
Karin Leonhardt 28. 3.

zum 65. Geburtstag

Bernd Blass 3. 3.
Bernd Standhartinger 4. 3.
Ernst-Dieter Schwalenberg 8. 3.
Dieter Behnke 25. 3.
Gudrun Schulpig 30. 3.

zum 66. Geburtstag

Alan Morris 5. 3.
Helge Eschert 9. 3.

Jürgen Wolter 9. 3.
Günter Pelz 18. 3.

zum 67. Geburtstag

Peter Schneidereit 11. 3.
Karl Heinz Schwichtenberg 17.3.

zum 68. Geburtstag

Jutta Siminski 19. 3.
Ulrich Jäger 25. 3.

zum 69. Geburtstag

Brigitte Schleif 30. 3.
Reinhold Schlüter 30. 3.

zum 70. Geburtstag

Manfred Herrmann 11. 3.
Manfred Kern 11. 3.
Günter Schiering 17. 3.
Wolfgang Schaal 26. 3.
Horst Arendt 29. 3.

zum 71. Geburtstag

Günter Quadt 1. 3.
Siegfried Bergmann 24. 3.
Arno Hoppe 26. 3.

zum 72. Geburtstag

Helmut Seupt 17. 3.
Dieter Zeidler 18. 3.

zum 73. Geburtstag

Winfried Brückner 5. 3.
Günter Helbig 7. 3.
Franz Scheffler 8. 3.
Gerhard Müller 13. 3.
Reinhard Pasbrig 20. 3.

zum 74. Geburtstag

Hans-Joachim Hernig 25. 3.
Benno Volkmann 27. 3.

zum 75. Geburtstag

Werner Jenke 23. 3.
Manfred Drapatz 27. 3.

zum 76. Geburtstag

Ruth Kocian 24. 3.

zum 77. Geburtstag

Günther Kleber 1. 3.
Manfred Gräske 7. 3.

zum 78. Geburtstag

Friedrich Hädicke 11. 3.

zum 81. Geburtstag

Karl Petter 8. 3.
Gerhard Auerbach 21. 3.

zum 84. Geburtstag

Elisabeth Lützkendorf 10. 3.

zum 85. Geburtstag

Heinz Schmidt 1. 3.

Der Geschäftsführende Landesbe-
zirksvorstand der GdP Sachsen-Anhalt
wünscht allen Jubilaren alles Gute, Ge-
sundheit und Schaffenskraft im neuen
Lebensjahr.

Jens Hüttich

LANDESJOURNAL Sachsen-Anhalt

DIE GdP GRATULIERT

TAUSCHGESUCH

Ich bin PMAin und zurzeit noch in der
Ausbildung bei der Bundespolizei. Diese
beende ich voraussichtlich am 31. 3. 2011.

Als meine Verwendung ist der Flugha-
fen Frankfurt am Main vorgesehen.

Jedoch würde ich gerne von der Bun-
despolizei zur Landespolizei wechseln.
Als Verwendungsoptionen bei der Lan-
despolizei würde für mich die Bereit-
schaftspolizei in Sachsen, Sachsen-An-
halt, Thüringen, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern in Frage kommen.

Sarah Eltze
Funk: 01 57/73 39 24 19

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20110312
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